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Beschluss der Gemeinsamen Kommission zur Erbringung von Leistungen der Teilhabe
am Arbeitsleben und deren Finanzierung in Werkstatten fiir behinderte Menschen wah-
rend der Corona-Pandemie

I. Gegenstand und Laufzeit

Die Regelungen sind erforderlich, um den Auswirkungen der eingeschrankten Leistungserbrin-
gungsmadglichkeiten aufgrund der jeweils glltigen Landesverordnung zur stufenweise Wieder-
aufnahme des Betriebs von anerkannten Werkstatten fir Menschen mit Behinderungen und
aufgrund der besonderen Auflagen des Arbeitsschutzstandards SARS-CoV-2 des Bundesminis-
teriums flr Arbeit und Soziales vom 16. April 2020 mit ihren Abstands- und Hygieneregeln zu
begegnen.

Die Laufzeit beginnt am 01.06.2020. Sie wird zunachst befristet bis zum 31.12.2020 und kann
bedarfsgerecht verlangert werden.

Il. Inhalt

1. Grundlage
Die den jeweils geltenden werkstattindividuellen Verglitungssatzen kalkulatorisch zu-
grunde gelegte Belegung (im Folgenden ,ubliche Belegung®) im Arbeitsbereich kann auf-
grund der Arbeitsschutzstandards SARS-CoV-2 und der jeweils aktuell gultigen Landes-
verordnung bis auf Weiteres nicht erreicht werden. Bei fehlender oder unklarer Daten-
lage wird die Ubliche Belegung anhand der Belegung im Januar 2020 als Referenzmonat
vor Eintritt der Einschrankungen im Rahmen der Pandemiebekampfung bestimmt. Die
tatsachlich umgesetzte Belegung wird Uber den Letzten eines Monats als Stichtag ermit-
telt.

2. Leistungsanpassung und personelle Ausstattung
Die vereinbarte personelle Ausstattung ist zur Leistungserbringung jedoch weiterhin er-
forderlich. Die personelle Ausstattung wird eingesetzt um:

a. kleinere Arbeitsgruppen zur Sicherstellung der einzuhaltenden Abstandsregeln
anzubieten (z.B. Gruppengrélie in der Regel 6 anstatt 12 Beschaftigten),
AuRenarbeitsgruppen in den besonderen Wohnformen anzubieten,
Aulenarbeitsgruppen in Betrieben der freien Wirtschaft anzubieten,

Angebote von Heimarbeit vorzuhalten,

Praktika, Hospitationen und den Ubergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt mit

dem Budget fur Arbeit zu unterstiitzen,

Mehraufwand einschlie3lich des erhdhten Schulungs- und Aufsichtsbedarf zur

Einhaltung der HygienemalRnahmen bei den Werkstattbeschaftigten abzudecken,

g. Lieferketten und systemrelevante Produktions- und Dienstleistungsbereiche in
der Werkstatt aufrechtzuerhalten,

h. Fort- und Weiterbildungsmafinahmen flir die Werkstattbeschaftigten durchzufiih-
ren.
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Die entsprechend der Punkte 2.a. bis 2.d. betreuten und eingesetzten Werkstattbeschaf-
tigten werden in die unter 4. geregelten Beschaftigungsquoten einberechnet.

Erganzend zu den beschriebenen Leistungen wird zu allen Werkstattbeschéaftigten, die
aufgrund von Vorerkrankungen und eines arztlichen Attests noch nicht wieder in die
Werkstatt kommen kénnen und auch keine Leistungen nach den Punkten 2.b. bis 2.d. in
Anspruch nehmen kénnen, regelmaflig Kontakt gehalten.

3. MaBnahmen zur Kapazitatserweiterung

Kann nicht allen Werkstattbeschaftigten unter Berticksichtigung der Arbeitsschutzaufla-

gen die Aufnahme einer geeigneten Arbeitstatigkeit angeboten werden, kommen insbe-

sondere folgende MaRnahmen zur Kapazitatserweiterung unter Einhaltung der Sicher-
heitsstandards in Betracht:

a. Anmietung von zusatzlichen Mietraumlichkeiten fur die Dauer der coronabedingten
Einschrankungen.

b. zeitversetzte Beschaftigung der Werkstattbeschaftigten (tage- oder wochenweise
nach Gruppen abwechselnde Beschaftigung). Diese Art von Beschaftigung zahlt
wahrend der Corona Pandemie nicht als Teilzeitarbeit im Sinne § 42 Abs. 2 Landes-
rahmenvertrag.

Die Werkstatt verpflichtet sich, mdglichst allen Werkstattbeschaftigten die vereinbarte

Arbeitszeit zu ermdglichen. Ist dies nicht mdglich, wird in Abstimmung mit dem Werk-

stattrat entschieden, welchen Werkstattbeschaftigten bevorzugt Arbeitsmoglichkeiten an-

geboten werden. Besondere Betreuungsbedarfe finden Berlcksichtigung.

4. Vergiitung

a. Fur die Zeit vom 1.6.2020 — 30.06.2020 wird der vereinbarte Vergutungssatz be-
legungsunabhangig ohne Abzige gezahlt.

b. Fur die Zeit vom 1.7.2020 bis 31.07.2020 wird bei einer Beschaftigungsquote von
50% oder mehr der ublichen Belegung der vereinbarte Vergutungssatz ohne Ab-
zuge gezahlt.

c. Fur die Zeit vom 1.8.2020 bis 31.12.2020 wird bei einer Beschaftigungsquote von
60% oder mehr der Ublichen Belegung der vereinbarte Vergitungssatz ohne Ab-
zuge gezahlt.

d. Liegt die Belegung unterhalb der jeweils gliltigen Beschaftigungsquote nach 4.b.
oder 4.c., mussen dem Trager der Eingliederungshilfe die Grinde hierfur schrift-
lich erlautert werden. Dartber hinaus muss dargelegt werden, wie die freien,
nicht in der Betreuung in der Werkstatt eingesetzten personellen Ressourcen an-
derweitig in der Erbringung von Eingliederungshilfeleistungen eingesetzt werden.
Der Werkstattrat ist von dem Leistungserbringer zu beteiligen, die Beteiligung
muss vom Werkstattrat bestatigt werden.

e. Werden die unter 4.d. genannten Voraussetzungen erfullt und sind die Grunde
nachvollziehbar, wird auch fur eine Beschaftigung unterhalb der jeweils gulltigen
Beschaftigungsquote der Vergutungssatz ohne Abzlige gezahit.

f.  Werden die unter 4.d. genannten Voraussetzungen nicht erflllt, erfolgt eine Re-
duzierung der Verglitung nach MalRgabe von § 129 SGB IX.

g. Entstehen aufgrund der unter 3. beschriebenen Malinahmen zur Kapazitatser-
weiterung zusatzliche Investitionskosten bzw. Fahrtkosten sowie personelle
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Mehrkosten, die nicht durch Einsparungen bei anderen Kostenpositionen kom-
pensiert werden kénnen, kdnnen diese zwischen dem Trager der Eingliederungs-
hilfe und der jeweiligen Werkstatt vereinbart werden.

h. Der Mehraufwand fur Mittagessen ist zwischen dem Trager der besonderen
Wohnform und dem Trager der Werkstatt auszugleichen.

5. Monitoring und Anderungen
Die vereinbarten Belegungsquoten unterliegen einem regelmafigen Monitoring aufgrund
der dynamischen Entwicklung des Infektionsgeschehens. Sollten die Infektionszahlen
steigen, vereinbaren die Vereinbarungspartner eine Anpassung der Beschaftigungsquo-
ten, um erforderliche SchutzmalRnahmen einhalten zu kénnen. Vereinbarungsanpassun-
gen erfolgen auch dann, wenn das Land MaRnahmen wie Teil- oder GesamtschlieBun-
gen von Betriebsstatten beschliel3t. Werden die Einschrankungen und Auflagen fir die
Werkstatten fur behinderte Menschen durch Landesverordnung insgesamt aufgehoben
und ist der regulare Werkstattbetrieb wieder méglich, kann die Vereinbarung fristlos ge-
kundigt oder einvernehmlich aufgehoben werden.



	Beschluss der Gemeinsamen Kommission zur Erbringung von Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben und deren Finanzierung in Werkstätten für behinderte Menschen während der Corona-Pandemie
	I. Gegenstand und Laufzeit
	II. Inhalt




